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Geheimsache Taser - Warum beantwortet die Landesregierung Nachfragen zum landes-
weiten Rollout nicht? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 7762 „Nur noch Detailfragen zur landesweiten Einfüh-
rung des Tasers zu klären?“ (LT-Drs. 18/18831) hat die Landesregierung die Fragen 1 bis 5 
zusammenfassend beantwortet und im Wesentlichen auf einen früheren Bericht an den Innen-
ausschuss verwiesen. 
 
Die gestellten Fragen zielten ausdrücklich auf konkrete Sachverhalte ab. So wurde nach den 
tatsächlich bearbeiteten Prüfaufträgen aus den Evaluationsgutachten, nach den noch offenen 
Fragestellungen, nach der gegenüber den die Regierung tragenden Fraktionen kommunizier-
ten Einschätzung der Gutachten, nach der Priorisierung der offenen Prüfungen innerhalb des 
Ministeriums sowie nach den haushalterischen Erwägungen für die Nichtberücksichtigung ei-
nes landesweiten Rollouts des Distanz-Elektroimpulsgeräts (DEIG) im Haushalt 2026 gefragt. 
 
Die Antwort der Landesregierung enthält hierzu keine konkreten Angaben. Weder werden be-
arbeitete Prüfaufträge benannt noch offene Fragestellungen konkretisiert. Ebenso bleibt offen, 
welche Einschätzung die Landesregierung den Regierungsfraktionen mitgeteilt hat, mit wel-
cher Dringlichkeit offene Fragen bearbeitet werden sollen und auf welcher Grundlage die haus-
halterischen Entscheidungen getroffen wurden. 
 
Damit bleiben zentrale Fragen zur politischen und fachlichen Entscheidungsfindung hinsicht-
lich einer landesweiten Einführung des Tasers weiterhin unbeantwortet. 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8184 mit Schreiben vom 23. Juli 2026 namens 
der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche konkreten Prüfaufträge sind in den Jahren 2025 und 2026 aus den Evalu-

ationsgutachten im Ministerium des Innern bearbeitet worden? 
 
2. Die Beantwortung welcher konkreten Fragestellungen, im Zusammenhang mit 

dem Taser, stehen derzeit noch aus? 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20647 

 
 

2 

4. Mit welcher Dringlichkeit hat der Minister des Innern sein Haus mit der Klärung 
etwaig offener Fragen beauftragt? 

 
Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 1, 2 und 4 gemeinsam beantwortet: 
Die Landesregierung hat auf die gleichlautenden Fragen zuletzt in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage 7762 (LT-Dr. 18/19863) geantwortet und – mit Verweis auf den Bericht für die Sitzung 
des Innenausschusses des Landtags Nordrhein-Westfalen am 30. April dieses Jahres (LT-
Vorlage 18/5067) – mitgeteilt, dass sie zu einer landesweiten Einführung des Distanzelekt-
roimpulsgerätes (DEIG) im Austausch mit den regierungstragenden Fraktionen steht. Wie aus-
geführt, geht es hierbei um Fragen der politischen Gewichtung und Schlussfolgerung, aus der 
sich kontinuierlich und reziprok Prüfungs- und Anpassungsbedarfe, zum Beispiel bezüglich der 
Dienstanweisung oder mit Blick auf am Markt gegenwärtig und perspektivisch verfügbare Ge-
räte, ergeben können.  
 
 
3. Welche Einschätzung zu den Evaluationsgutachten hat die Landesregierung den 

die Regierung tragenden Fraktionen mitgeteilt? 
 
Die Landesregierung hat auf die gleichlautende Frage zuletzt in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage 7762 (LT-Drs. 18/19863) geantwortet und ausgeführt, dass die drei Gutachten in der 
Summe positiv ausgefallen sind, sich gleichwohl – je nach politischer Gewichtung und 
Schlussfolgerung – auch Anpassungsbedarfe ableiten lassen. 
 
 
5. Auf Grundlage welcher Umstände war für die Landesregierung schon bei Aufstel-

lung des Haushaltes 2026 absehbar, dass trotz laufender Auswertung der Evalua-
tionsgutachten keine Mittelbereitstellung für den landesweiten Rollout des Tasers 
im Jahr 2026 notwendig sein würde? 

 
Wie in der Frage richtigerweise festgestellt, fand das Aufstellungsverfahren des Haushalts-
plans für das Jahr 2026 in weiten Teilen parallel zur Sichtung und internen Befassung mit den 
insgesamt annähernd 500 Seiten starken Gutachten der wissenschaftlichen Evaluation statt. 
Auch eine erste politische Befassung mit den drei Gutachten fand erst Ende 2025 statt. Auf-
grund der fehlenden Haushaltsreife konnte die Maßnahme daher nicht im Haushaltsplan be-
rücksichtigt werden. 
 
 


